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VERWALTUNGSGERICHT SIGMARINGEN

Im Namen des Volkes
Urteil

In der Verwaltungsrechtssache

- Klägerin -
prozessbevoilmächtigt

- Beklagte -

gegen

Bundesrepublik Deutschland,
diese vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge,
- Außenstelle Reutlingen -
Ringelbachstraße 195/41, 72762 Reutlingen, Az: 5076021-248

beteiligt:
Bundesbeauftragter für Asylangelegenheiten,
Rothenburger Straße 29, 90513 Zirndorf

wegen Asyl u.a.

hat das Verwaltungsgericht Sigmaringen - 6. Kammer - durch den Vorsitzenden Richter
am Verwaltungsgericht Dr. Keppeler als Berichterstatter ohne weitere mündliche Ver-
handlung

am 10. Oktober 2006

für R e c h t erkannt:

Ziff. 2 bis 4 des Bescheids des Bundesamtes vom 3.6.2004 werden aufgehoben.

Die Beklagte wird verpflichtet festzustellen, dass bei der Klägerin der Voraussetzungen
des § 60 Abs. 1 AufenthG hinsichtlich Burkina Faso vorliegen.
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Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

Die Klägerin und die Beklagte tragen je zur Hälfte die Kosten des gerichtskostenfreien
Verfahrens. Der beteiligte Bundesbeauftragte trägt seine außergerichtlichen Kosten selbst.

Tatbestand

Die Klägerin begehrt ihre Anerkennung als Asylberechtigte.

Die Klägerin stammt aus Burkina Faso. Sie gelangte ihren eigenen

Angaben zufolge im Januar 2004 auf dem Luftweg von Ouagadougou nach Paris, von dort

reiste sie mit dem PKW in die Bundesrepublik Deutschland ein und beantragte am

29.1.2004 ihre Anerkennung als Asylberechtigte.

Bei ihrer Anhörung durch das Bundesamt am 29.1.2004 führte sie aus: Sie gehöre dem 

Stamm der Mossi an und stamme aus dem Ort dort lebten noch ihr Vater so-

wie eine Tante und zwei Onkel väterlicherseits. Auf Betreiben ihres Vaters habe sie die 

Schule nach fünf Jahren abgebrochen, einen Beruf habe sie nicht erlernen dürfen. In ihrer 

Heimatregion sei es üblich, Mädchen zu beschneiden, wenn sie geschlechtsreif werden. 

Im August des Jahres 2000 sei die Tochter ihres Onkels im Alter von 12 Jahren beschnit-

ten worden. Auf Grund des Blutverlusts habe man sie ins Krankenhaus gebracht. Die Poli-

zei sei dorthin gekommen und habe ihren Onkel festgenommen. Seine Tochter sei einen 

Tag später im Krankenhaus gestorben. Sie habe danach Angst gehabt, dass man jetzt 

auch sie beschneiden würde. Im September/Oktober 2000 habe es einen Streit in der Fa-

milie gegeben. Ihre Mutter sei gegen die Beschneidung gewesen, ihr Vater dafür. Er habe 

gesagt, dies sei Tradition in seiner Familie, die Tradition müsse fortgeführt werden. Er ha-

be auch gesagt, es sei ihm egal, ob er dafür ins Gefängnis gehen müsse. Die gesamte 

Familie, also die Tante, ihre beiden Onkel und ihr Vater seien gegen sie gewesen, nur die 

Mutter habe zu ihr gehalten. Ihre Mutter sei am 25.12.2002 verstorben. Zunächst sei 

nichts geschehen, im März 2003 habe der Vater dann gewollt, das das Besenneidungsri-

tual bei ihr durchgeführt werde. Wenn ihre Mutter noch am Leben gewesen wäre, wäre es 

nie so weit gekommen, da Ihre Mutter strikt gegen eine Beschneidung gewesen sei. Sie 

sei daraufhin zu einer Freundin ihrer Mutter geflohen und zwei Wochen dort geblieben. Es 

habe aber deswegen zwischen der Frau und ihrem Ehemann Streit gegeben. Der Mann 

habe sie nach 14 Tagen morgens um 7:00 Uhr geweckt und ihr mitgeteilt, dass ihr Vater
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und ihr Onkel vor der Tür stünden. Beide hätten sie zurück nach Hause gebracht. Zu Hau-

se habe ihr Vater sofort begonnen, sie anzuschreien und ihr Vorwürfe zu machen. Im Lau-

fe des Streites habe er auch damit angefangen, auf sie einzuschlagen. Die ebenfalls an-

wesende alte Haushälterin habe den Streit geschlichtet. Ihr Vater und der Onkel seien 

dann gegangen, die Haushälterin habe sich um sie gekümmert. Nachdem der Vater in der 

Folgezeit sich geweigert habe, sie zu versorgen und ihr Geld zu geben, sei sie von der 

alten Haushälterin versorgt worden. Ende Juni 2003 habe ihr Onkel sie mit 1000 CFA auf 

den Markt geschickt, um Brot zu holen. Auf dem Weg zum Markt habe sie ein Taxi ge-

nommen und sei nach gefahren, etwa 15 Kilometer von entfernt. Dort 

lebe ihr zweiter Onkel, der Vater ihrer verstorbenen Cousine. Dieser habe mittlerweile im 

Gefängnis gesessen. Die Frau des inhaftierten Onkels habe sie sehr unterstützt. Sie habe 

sie (die Klägerin) gut verstehen können, da ihre eigene Tochter bei der Beschneidung ge-

storben sei. Sie habe im Haushalt der angeheirateten Tante mitgearbeitet und sei auch 

unterstützt worden. Sie sei auch immer zum Wasserholen an den Fluss gegangen. An der 

Wasserstelle habe sie andere junge Mädchen kennen gelernt und sich mit ihnen unterhal-

ten. Eines Morgens sei das Gespräch daraufgekommen, dass zwei ihrer Bekannten eben-

falls vor der Beschneidung stünden. Sie habe Ihnen daraufhin erzählt, was bei einer Be-

schneidung passieren könne und dass ihre Cousine dabei gestorben sei. Daraufhin hätten 

sich die zwei Mädchen auch nicht mehr beschneiden lassen wollen und das auch ihren 

Familien erzählt. Das Ganze habe sich wie ein Lauffeuer im Dorf verbreitet. Etwa einen 

Monat nach Ankunft bei der Tante habe ihr dann eines Morgens beim Wasserholen eine 

Frau mitgeteilt, dass ihr Vater und ein weiterer Mann, vermutlich ihr Onkel, bei der ange-

heirateten Tante aufgetaucht seien, um sie zu holen. Sie habe darauf einen großen Schre-

cken gekommen und angefangen zu weinen. Die Frau habe ihr daraufhin versprochen, ihr 

zur helfen. Sie habe sie zu einer Freundin gebracht, bei der sie allerdings nur einen Tag 

habe bleiben können. Diese Freundin habe aber einen Bruder in gehabt, 

bei dem sie als Haushälterin habe arbeiten können. So sei sie zu der Familie in

gelangt, bei der sie bis zur Ausreise geblieben sei. Der Mann sei Burkiner, die E-

hefrau Französin gewesen. Die Familie habe ein großes Haus gehabt. Man habe zwar von

innen herausschauen, nicht aber von außen hineinsehen können. Eines Tages, im De-

zember 2003, habe sie gesehen, dass ihr Vater und ihr Onkel vor dem Haus gewesen sei-

en und dann geklingelt hätten. Ihre Chefin habe geöffnet und die Frage, ob sie (die Kläge-

rin) hier wohne, verneint. Der Vater und der Onkel seien unverrichteter Dinge wieder ab-

gezogen. Sie habe daraufhin Fieber bekommen und Tag und Nacht geheult. Nachdem

ihre Arbeitgeber festgestellt hätten, dass jemand in der Nähe des Hauses herumlungerte,
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hätten sie beschlossen, sie nach Europa zu schaffen. Als ihr Vater und ihr Onkel am Haus 

geklingelt hätten, sei es so gewesen, dass zunächst der Chauffeur der Familie die Tür ge-

öffnet habe. Sie habe dann ihrer Chefin mitgeteilt, dass sie nicht im Haus sei, sie solle das 

so weitergeben.

Mit Bescheid vom 3.6.2004 lehnte das Bundesamt den Antrag auf Anerkennung als Asyl-

berechtigte ab und stellte gleichzeitig fest, dass die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1

AusIG nicht vorliegen. Ebensowenig seien Abschiebungshindernisse nach § 53 AusIG ge-

geben. Außerdem wurde der Klägerin die Abschiebung nach Burkina Faso angedroht.

Die Klägerin hat am 19.6.2004 Klage beim Verwaltungsgericht Sigmaringen erhoben. Die

vom Bundesamt in seinem Bescheid ausgeführten Zweifel entbehrten der Grundlage.

Trotz Strafandrohung könne der Staat keinen ausreichenden Schutz bieten.

Die Klägerin beantragt,

den Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 3.6.2004 aufzu-

heben und die beklagte Bundesrepublik Deutschland zu verpflichten, sie als Asylbe-

rechtigte anzuerkennen sowie festzustellen, dass die Voraussetzungen des § 60

Abs. 1 AufenthG, hilfsweise, dass Abschiebungshindernisse nach § 60 Abs. 2 bis 7

AufenthG vorliegen.

Die Beklagte beantragt schriftsätzlich,

die Klage abzuweisen.

Zur Begründung verweist im wesentlichen auf ihren Bescheid.

Die Klägerin ist in der mündlichen Verhandlung informatorisch angehört worden. Wegen

des Ergebnisses der Anhörung wird auf die Anlage zum Sitzungsprotokoll Bezug genom-

men.

Das Gericht hat Auskünfte beim Auswärtigen Amt sowie beim Institut für Afrikakunde ein-

geholt. Auf die vorgelegten Stellungnahmen vom 15.8.2006 und vom 14.2.2006 wird ver-

wiesen.
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Dem Gericht haben die einschlägigen Bundesamtsakten vorgelegen. Auf diese sowie auf 

die zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung gemachten Erkenntnismittel betreffend 

Burkina Faso wird wegen weiterer Einzelheiten Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

Das Gericht konnte ohne weitere mündliche Verhandlung entscheiden, da Klägerin und

Beklagte eine entsprechende Verzichtserklärung abgegeben haben (§ 101 Abs. 2 VwGO).

Die Klage ist zulässig und in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang begründet.

Die Klägerin hat gegen die Beklagte keinen Anspruch auf Anerkennung als Asylberechtig-

te nach Art. 16 a Abs. 1 i.V.m. § 1 Abs. 1 AsylVfG. Sie hat jedoch einen Anspruch auf die 

Feststellung, dass bei ihr die Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 AusIG vorliegen. Der an-

gefochtene Bescheid der Beklagten ist hinsichtlich Ziffer 2 bis 4 rechtswidrig und verletzt 

die Klägerin in ihren Rechten.

1. Anspruch auf Anerkennung als Asylberechtigter nach Art. 16a Abs. 1 GG hat derjenige,

der im maßgeblichen Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung (vgl. § 77 Abs. 1 AsylVfG) 

bei einer Rückkehr in seinen Heimatstaat von einer staatlichen oder dem Staat zurechen-

baren Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer be-

stimmten sozialen Gruppe oder seiner politischen Überzeugung bedroht ist (vgl. BVerwG, 

Urteil vom 19.05.1987 - 9 C 184.86 - BVerwGE 77, 258, 263 ff.; BVerfG, Beschluss vom 

10.07.1989 - 2 BvR 502/86 u.a. - BVerfGE 80, 315, 334ff.). Die Verfolgungsmaßnahme 

muss gezielt erfolgen, was bedeutet, dass kein Asylanspruch besteht bei Nachteilen, die 

jemand aufgrund der allgemeinen Zustände in seinem Heimatstaat zu erleiden hat, wie 

Hunger, Naturkatastrophen, aber auch bei allgemeinen Auswirkungen von Unruhen, Revo-

lutionen und Kriegen. Bei der Prüfung, ob eine Verfolgungsmaßnahme gerade wegen ei-

nes asylrelevanten Merkmales, also "gezielt", erfolgt, ist auf die objektive Gerichtetheit der 

Maßnahme abzustellen, nicht auf die subjektiven Motive des Verfolgenden (vgl. BVerfG, 

Beschluss vom 10.07.1989 - 2 BvR 502/86 u.a.-, a.a.O.).

Das Asylgrundrecht geht dabei im Grundsatz aus von einem kausalen Zusammenhang

zwischen politischer Verfolgung, daraus folgender Flucht und anschließend beantragtem
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und gewährtem Asyl. Ausgehend davon muss für den Grad der drohenden Verfolgungsge-

fahr danach differenziert werden, ob der Ausländer aufgrund erfolgter politischer Verfol-

gung ausgereist ist (sogenannte Vorverfolgung), oder ob er unverfolgt ausgereist ist. Ist 

ein Asylbewerber in der Vergangenheit schon einmal Opfer von Verfolgungsmaßnahmen 

geworden, so kann ihm der asylrechtliche Schutz nur versagt werden, wenn eine Wieder-

holung mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann (vgl. BVerfG, Beschluss 

vom 02.07.1980 - 2 BvR 147/80 -, BVerfGE 54, 341, 360 ff.; BVerwG, Urteil 

vom 25.09.1984 - 9 C 17.84 - BVerwGE 70, 169, sog. "herabgestufter 

Wahrscheinlichkeitsmaßstab"). Dem unverfolgt ausgereisten Asylbewerber steht ein 

Asylanspruch dagegen nur zu, wenn ihm aufgrund eines erheblichen 

Nachfluchttatbestandes eine politi-sche Verfolgung mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit 

droht (vgl. BVerwG, Urteil vom 15.03.1988-9 C 278.86 - BVerwGE 79, 143). Bei 

(sogenannten objektiven) Nachflucht-tatbeständen, die durch Vorgänge und Ereignisse im 

Heimatland unabhängig von der Per-son des Asylbewerbers ausgelöst werden, ist nach 

Sinn und Zweck des Asylgrundrechts eine Asylrelevanz gegeben, da die 

Verfolgungssituation ohne eigenes Zutun des Betroffenen in Anknüpfung an frühere 

politische Betätigung oder Gruppenmerkmale entstanden und es dem Asylbewerber 

nicht zumutbar ist, sein Heimatland aufzusuchen und sich po-litischer Verfolgung 

auszusetzen, um - sodann "vorverfolgt" - erneut die Asylanerkennung erstreben zu 

können. Nachfluchttatbestände, die der Asylbewerber nach dem Verlassen seines 

Heimatlandes aus eigenem Entschluss geschaffen hat (sogenannte subjektive 

Nachfluchtgründe), sind grundsätzlich nur dann asylrechtlich erheblich, wenn der selbst-

geschaffene Nachfluchttatbestand sich als Ausdruck und Fortführung einer schon im Hei-

matland vorhandenen und erkennbar betätigten Überzeugung darstellt (vgl. BVerfG, Be-

schluss vom 26.11.1996 - 2 BvR 1058/85 - BVerfGE 74, 51).

Dabei obliegt es dem Asylbewerber im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht, die Gründe für

seine Furcht vor politischer Verfolgung in schlüssiger Form vorzutragen. Er muss unter

Angabe genauer Einzelheiten einen in sich stimmigen Sachverhalt darlegen, aus dem sich

bei verständiger Würdigung ergibt, dass ihm für den Fall der Rückkehr in den Heimatstaat

politische Verfolgung mit der entsprechenden Wahrscheinlichkeit droht. Das Gericht muss

auch in Asylstreitigkeiten die volle Überzeugung von der Wahrheit des von einem Kläger

behaupteten individuellen Schicksals erlangen, aus dem er seine Furcht vor politischer

Verfolgung herleitet (BVerwG, Beschluss vom 21.07.1989 - 9 B 239.89 -, Buchholz 402.25

§ 1 AsylVfG Nr. 113). In seine eigene Sphäre fallende Ereignisse, insbesondere per-

sönliche Erlebnisse, muss der Asylsuchende so schildern, dass sie seinen Anspruch lü-
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ckenlos tragen. Detailliert vorzutragen sind dabei insbesondere Verhaftungen, Überwa-

chungsmaßnahmen, Verhöre, Befragungen, Hausdurchsuchungen und ähnliche Maß-

nahmen. Erhebliche, nicht überzeugend aufgelöste Widersprüche berechtigen regelmäßig 

zum Schluss auf die Unglaubwürdigkeit des Vorbringens (BVerwG, Urteil vom 

23.02.1988 - 9 C 32.87-, Buchholz 402.25 §1 AsylVfG Nr. 79). An der 

erforderlichen Glaubhaftmachung von Asylgründen fehlt es ferner in der Regel auch, 

wenn der Asylsu-chende sein Vorbringen im Lauf des Asylverfahrens in einer ins 

Gewicht fallenden Weise steigert, insbesondere wenn er Tatsachen, die er für sein 

Asylbegehren als maßgeblich betrachtet, ohne vernünftige Erklärung erst spät in das 

Verfahren einführt sowie auch dann, wenn seine Darstellungen nach der 

Lebenserfahrung oder im Blick auf vergleichba-re bekannte Geschehensabläufe 

unglaubhaft erscheinen (vgl. zum Ganzen die angeführte Rechtsprechung). Hinsichtlich 

der allgemeinen politischen Verhältnisse im Herkunftsland reicht es hingegen aus, wenn 

er Tatsachen vorträgt, aus denen sich - die Wahrheit unter-stellt-hinreichende 

Anhaltspunkte für ein Vorliegen politischer Verfolgung ergeben (vgl. BVerwG, Urteil vom 

22.03.1983 - 9 C 68.81 -, Buchholz 402.24, § 28 AusIG, Nr. 44).

Ein Anspruch auf Anerkennung als Asylberechtigte steht der Klägerin schon deshalb nicht 

zu, weil sie mit dem Flugzeug lediglich bis Paris geflogen ist, von dort jedoch mit dem 

Pkw in die Bundesrepublik Deutschland eingereist ist (Art. 16a Abs. 2 GG i.V. mit § 26a 

AsylVfG). Da alle an die Bundesrepublik Deutschland angrenzenden Staaten zu sicheren 

Drittstaaten bestimmt sind, ist ein auf dem Landweg in die Bundesrepublik einreisender 

Ausländer von der Berufung auf Art.16a Abs.1 GG ausgeschlossen, selbst wenn ihm der 

Reiseweg im Einzelnen nicht bekannt ist (BVerfG, Urteil vom 14.05.1996, NVwZ 1996, 

700; BVerwG, Urteil vom 07.11.1995, DÖV 1996, 290).

2. Die Klägerin hat jedoch einen Anspruch, soweit ihre Klage auf die Feststellung der Vor-

aussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG gerichtet ist.

Gemäß § 60 Abs. 1 AufenthG darf in Anwendung der Genfer Flüchtlingskonvention ein

Ausländer nicht in einen Staat abgeschoben werden, in dem sein Leben oder seine Frei-

heit wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer be-

stimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeugung bedroht ist (Satz

1). Eine Verfolgung wegen der Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe kann auch vorlie-

gen, wenn die Bedrohung des Lebens, der körperlichen Unversehrtheit oder der Freiheit

allein an das Geschlecht anknüpft (Satz 3). Dabei kann eine Verfolgung im Sinne von Satz
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1 und 3 ausgehen von a) dem Staat, b) Parteien oder Organisationen, die den Staat oder

wesentliche Teile des Staatsgebiets beherrschen oder c) nichtstaatlichen Akteuren, sofern

die unter den Buchstaben a) und b) genannten Akteure einschließlich internationaler Or-

ganisationen erwiesenermaßen nicht in der Lage oder nicht willens sind, Schutz vor der

Verfolgung zu bieten, und dies unabhängig davon, ob in dem Land eine staatliche Herr-

schaftsmacht vorhanden ist oder nicht, es sei denn, es besteht eine inländische Fluchtal-

ternative (Satz 4). Das Aufenthaltsgesetz bestimmt nunmehr ausdrücklich, dass die Ver-

folgung aufgrund der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe auch dann vor-

liegen könne, wenn die Bedrohung von Leib und Leben allein an das Geschlecht anknüpft,

und legt den bis dato herrschenden Streit bei, ob die Anknüpfung von Verfolgungshand-

lung allein an das Geschlecht das Kriterium der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia-

len Gruppe erfüllt und damit abschiebungsverbotsrelevant sein kann (vgl. hierzu auch

VGH Kassel, Urt. v. 23.3.2005 - 3 UE 3457/04.A -).

a) Die Voraussetzungen des in § 60 Abs. 1 Satz 1 AufenthG geregelten Abschiebungsver-

bots sind im Falle der Klägerin gegeben, denn es steht zur Überzeugung des Gerichts

fest, dass sie ihren Heimatstaat wegen ihr unmittelbar drohender politischer Verfolgung

verlassen hat und ihr bei ihrer Wiedereinreise politische Verfolgung droht. Dabei gilt für die

Klägerin als Vorverfolgte ein herabgesetzter Wahrscheinlichkeitsmaßstab, wonach ihr eine

Rückkehr in ihr Heimatland nur zugemutet werden kann, wenn Verfolgungsmaßnahmen

mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen sind (vgl. BVerfG, Beschl. v.

2.7.1980 - 1 BvR 147/80 -, BVerfGE 54, 341 ; BVerwG, Urt. v. 25.9.1984 - 9 C 17.84 -,

BVerwGE70, 169).

Mit ihrem Vorbringen hat die Klägerin ein asylrelevantes Verfolgungsschicksal glaubhaft

gemacht. Schon beim Bundesamt hat sie vorgetragen, dass sie ihr Heimatland wegen der

ihr drohenden Beschneidung verlassen hat. Dabei hat sie im Wesentlichen übereinstim-

mend bei ihrer Anhörung vor dem Bundesamt und im Termin zur mündlichen Verhandlung

geschildert, dass der Vater und seine Familienangehörigen schon immer eine Beschnei-

dung gewünscht hätten und nach dem Tod der Mutter, die sich der Beschneidung wider-

setzt hatte, offenbar alles daransetzten, die Beschneidung nunmehr durchzusetzen. Wie

ernst die Bedrohung durch die Familie war (und ist), zeigt sich daran, dass der Bruder des

Vaters trotz der staatlichen Strafdrohung bei seiner Tochter eine Beschneidung hat vor-

nehmen lassen und der Vater der Klägerin sich auch durch die gegenüber dem Bruder

verhängte Gefängnisstrafe von seinen Bestrebungen nicht hat abhalten lassen. Die inso-
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weit vom Bundesamt in seinem Schriftsatz vom 6.3.2006 angestellten Überlegungen sind

für das Gericht nicht nachvollziehbar. Die Klägerin hat ihre Geschichte im wesentlichen

schlüssig, detailreich und ohne Widersprüche vorgetragen, sodass keine Veranlassung

besteht, am Wahrheitsgehalt ihrer Angaben zu zweifeln.

Die Plausibilität ihres Vorbringens wird auch durch die dem Gericht vorliegenden Informa-

tionen zur Praxis der Genitalverstümmelung in Burkina Faso belegt. Zwar hat sich Burkina

Faso im Jahre 1991 nationales Programm zur Bekämpfung von weiblicher Genitalver-

stümmelung (FGM) gegeben. Seit 1996 ist FGM in Burkina Faso gesetzlich verboten (Aus-

wärtiges Amt, Auskunft an das Verwaltungsgericht Sigmaringen vom 15.8.2006). Dennoch

wird auch von offiziellen Stellen beklagt, dass die Persistenz der traditionellen Beschnei-

dungen damit nicht ohne weiteres zu stoppen sei. Sozial stark verwurzelte Verhaltenswei-

sen verändern sich allgemein nur langsam. Trotz regionaler Teilerfolge beschreiben Men-

schenrechtsexperten vor Ort FGM als hartnäckiges Phänomen und sehen bei entspre-

chender familiärer Exposition auch heute kaum Chancen für unverheiratete Frauen, sich

der Beschneidung zu entziehen. Insbesondere die Ethnie der Mossi, der auch die Klägerin

angehört, wird als an der Praxis festhaltende Gruppe hervorgehoben, während aus ande-

ren Provinzen starke Rückgänge berichtet werden (Institut für Afrikakunde, Auskunft an

das Verwaltungsgericht Sigmaringen vom 14.2.2006). Auch nach den Ausführungen des

Auswärtigen Amtes (Auskunft vom 15.8.2006) sind für die Einschätzung des Risikos einer

Genitalverstümmelung mehrere Faktoren zu berücksichtigen, so etwa das Bildungsniveau

der Eltern bzw. der Großfamilie, die Zugehörigkeit zu einer Religion und/oder einer Volks-

gruppe sowie das Alter des Kindes. Ob es sich um ein städtisches oder dörfliches Umfeld

handelt, ist von untergeordneter Bedeutung. Das Gericht folgt insoweit auch der Einschät-

zung des Instituts für Afrikakunde, dass in Anbetracht der Hartnäckigkeit der Familienan-

gehörigen bei der Verfolgung ihres Zieles die Überschreitung der Alterschwelle keine Rolle

spielt.

Auf Grund der allgemeinen Lage in Burkina Faso sowie der konkreten Familienverhältnis-

se der Klägerin ist nachvollziehbar, dass bereits vor ihrer Ausreise ein starker Druck auf

sie ausgeübt wurde, die Beschneidung durchführen zu lassen. Die amtsärztliche Untersu-

chung vom 4.2.2004 hat ergeben, dass eine Zwangsbeschneidung bisher nicht durchge-

führt worden ist.
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b) Die drohende Genitalverstümmelung betrifft die Klägerin in einem verfolgungserhebli-

chen Merkmal i.S.d. § 60 Abs. 1 Satz 3 AufenthG, nämlich dem für sie unverfügbaren 

Merkmal des weiblichen Geschlechts.

Der Qualifizierung der Genitalverstümmelung als Verfolgungsmaßnahme i.S.d. § 60 Abs. 1 

AufenthG kann nicht entgegengehalten werden, sie diene nicht dazu, die Betroffenen aus 

der staatlichen Friedensordnung auszugrenzen, sondern verfolge gerade das Ziel, die be-

troffenen Mädchen und Frauen in die Gesellschaft zu integrieren (sog. Initiationsritual, so 

VG Ansbach, U.v. 28.9.2004 - AN 18 K 04.30944 -, www.asyl.net/Magazin/3_2005c.htm; 

VG Osnabrück, U.v. 5.4.2004 - 5 A 69/04 -; VG Frankfurt, U.v. 29.3.1999 - 9 E 30919/97.A 

-, InfAusIR 1999, 300 ; VG Oldenburg, U.v. 7.5.1998 - 6 A 4610/96 -, InfAuslR 1998, 412 ). 

Dieser Argumentation kann aus mehreren Gründen nicht gefolgt werden. Bei umfassender 

und wertender Betrachtung wird deutlich, dass die Beschneidungspraxis den Zweck ver-

folgt, das gesellschaftliche Leben in Burkina Faso in sozialer Hinsicht zu ordnen und zwar 

derart, dass das Geschlechterverhältnis in traditioneller Weise erhalten bleiben soll. Im 

Rahmen dieser traditionellen Rollenverteilung werden Frauen und Mädchen darauf redu-

ziert, bloße Objekte einer eventuellen Verheiratung zu sein (vgl. VG Aachen, U.v. 2.8.2003 

- 2 K 1140/02.A -, a.a.O). Ihre soziale Anerkennung beschränkt sich allein auf diesen As-

pekt. Das ausgrenzende Moment liegt gerade darin, dass mittels der Beschneidung die 

Situation der sozialen Minderwertigkeit und der angestrebten Unterwerfung der Frauen 

und Mädchen verfestigt wird. Darüber hinaus ist die Frage, ob eine ausgrenzende Zielrich-

tung der Verfolgung vorliegt, allein anhand des objektiven Charakters der Maßnahme nach 

der erkennbaren Gerichtetheit der Maßnahmen selbst zu beurteilen, nicht aber nach den 

subjektiven Gründen oder Motiven, die die Verfolgenden leiten (vgl. BVerfG, B.v. 

10.7.1989 - 2 BvR 502/86, 1000/86 und 961/86 -, BVerfGE 80, 315 ). Im Übrigen spricht 

vieles dafür, dass es im Rahmen der Prüfung der Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 Auf-

enthG nicht auf die Frage ankommt, ob sich eine Maßnahme aus der Täterperspektive als 

Ausgrenzung darstellt oder aus dieser Sicht von redlichen Motiven geleitet ist. Denn § 60 

Abs. 1 AufenthG führt als Umsetzung der Qualifikationsrichtlinie nunmehr eine Anpassung 

des deutschen Rechts an die internationale Staatenpraxis bei der Anwendung des Ab-

kommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28.7.19951 herbei (s. Gesetzesbe-

gründung zum Zuwanderungsgesetz, BT-Drs. 15/420, S. 91; vgl. auch VG Köln, U.v. 

3.3.2005 - 16 K 586/01 .A -, zit. nach juris). Bei einer an völkerrechtlichen Interpretations-

kriterien ausgerichteten Auslegung des Flüchtlingsbegriffs ist aber nicht der Urheber der 

Verfolgung entscheidend, sondern allein die Möglichkeit, staatlichen Schutz in Anspruch
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nehmen zu können. Damit orientiert sich das Flüchtlingsvölkerrecht nicht an der Perspek-

tive des Täters, sondern der des Opfers (vgl. VG Köln, U.V. 3.3.2005 - 16 K 586/01.A -,

a.a.O.).

Dass der Eingriff die verfolgungserhebliche Intensitätsschwelle überschreitet, bedarf kei-

ner weiteren Erläuterung.

c) Bei der Genitalverstümmelung handelt es sich zwar nicht um staatliche Verfolgung. Es

kann auch offen bleiben, ob diese dem Staat zuzurechnen wäre (so VG Aachen, U.v. 

12.8.2003 - 2 K 1140/02.A -, a.a.O.; ablehnend VG Düsseldorf, U.v. 31.10.2003 - 1 K 

2129/01.A -, zit. nach juris; VG Stuttgart, U.v. 28.10.2003 - A 7 K 10716/02 -; VG Trier, 

U.v. 27.4.1999 - 4 K 1157/98 -, NVwZ-Beilage I 7/1999 , 75; s. dazu noch unten). Ange-

sichts der durch § 60 Abs. 1 Satz 4 Buchst. c AufenthG erfolgten Rechtsänderung hat die 

Klägerin nämlich einen Anspruch auf Feststellung eines Abschiebungshindernisses nach § 

60 Abs. 1 AufenthG .

§ 60 Abs. 1 Satz 4 Buchst, c AufenthG enthält nunmehr zur Verfolgung durch Dritte eine

ausdrückliche Regelung. Damit hat der Gesetzgeber im Vorgriff auf die bis zum 

10.10.2006 umzusetzende Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29.4.2004 (Qualifikati-

onsrichtlinie) deren Art. 6 in § 60 Abs. 1 Satz 4 AufenthG - erweitert durch die Einbezie-

hung internationaler Organisationen - übernommen. Danach kann eine Verfolgung im Sin-

ne des § 60 Abs. 1 Satz 1 AufenthG auch von „nichtstaatlichen Akteuren" ausgehen, so-

fern der Staat einschließlich internationaler Organisationen „erwiesenermaßen nicht in der 

Lage oder nicht willens sind, Schutz vor der Verfolgung zu bieten". Dies stellt einen Per-

spektivwechsel von der „täterbezogenen" Verfolgung im Sinne der von der Rechtspre-

chung zu Art. 16a GG und § 51 Abs. 1 AusIG entwickelten „mittelbaren staatlichen Verfol-

gung", die letztlich eine „Komplizenschaft" des Staates mit den verfolgenden Dritten vor-

aussetzte (vgl. BVerwG, U.v. 18.1.1994, BVerwGE 95, 42 , 49) zur „opferbezogenen" Ver-

folgung im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention und damit von der „Zurechnungslehre" 

zur „Schutzlehre" dar (vgl. dazu Marx, Ausländer- und Asylrecht, 2. Aufl., 2005, § 7 Rdnr. 

119, und ausführlich Marx, Handbuch zur Asyl- und Flüchtlingsanerkennung, Losebl., 

Stand 2000, § 33 Rdnrn. 118 ff.).

Kommt es damit auf die Zurechenbarkeit im Sinne der „mittelbaren staatlichen Verfolgung"

im herkömmlichen Verständnis nach der neuen Rechtslage nicht mehr an, kann politische
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Verfolgung durch Dritte auch vorliegen, wenn der Staat bzw. die internationalen Organisa-

tionen trotz prinzipieller Schutzbereitschaft Personen oder Gruppen vor der Verfolgung 

durch Dritte nicht effektiv schützen können. Daraus folgt, dass politische Verfolgungsmaß-

nahmen Dritter, die nicht im Sinne einer „mittelbaren staatlichen Verfolgung" im herkömm-

lichen Verständnis zurechenbar sind und bisher nur bei § 53 Abs. 6 AusIG (nunmehr § 60 

Abs. 7 AufenthG ) berücksichtigt werden konnten, nach der neuen Rechtslage im Rahmen 

des § 60 Abs. 1 AufenthG erheblich sein können, wenn der Staat bzw. die internationalen 

Organisationen zwar willens, aber „erwiesenermaßen" nicht in der Lage sind, Schutz zu 

bieten (vgl. dazu Marx, Ausländer- und Asylrecht, a.a.O., Rdnr. 103 ff.). Wann „erwiese-

nermaßen" fehlende Schutzbereitschaft bzw. -willigkeit vorliegt, ist im Gesetz nicht defi-

niert. Allerdings ist in Art. 7 Abs. 2 Qualifikationsrichtlinie in Bezug auf Art. 6 Qualifikations-

richtlinie (§ 60 Abs. 1 Satz 4 AufenthG ) bestimmt, dass generell Schutz gewährleistet ist, 

wenn die dort genannten Akteure geeignete Schritte einleiten, um die Verfolgung oder den 

ernsthaften Schaden zu verhindern, beispielsweise durch wirksame Rechtsvorschriften zu 

Ermittlung, Strafverfolgung und Ahndung von Handlungen, die eine Verfolgung oder einen 

ernsthaften Schaden darstellen, und wenn der Betroffene Zugang zu diesem Schutz hat. 

Art. 7 Abs. 2 Qualifikationsrichtlinie gibt, obwohl noch nicht in innerstaatliches Recht um-

gesetzt, bereits jetzt Auslegungshinweise zu Art. 6 Qualifikationsrichtlinie und damit zu § 

60 Abs. 1 Satz 4 AufenthG. Nach Art. 7 Abs. 2 Qualifikationsrichtlinie ist Schutz gegen 

Dritte gewährleistet, wenn er durchgängig - abgesehen von isolierten und lediglich entfernt 

liegenden Möglichkeiten der Verfolgung durch Dritte - effektiv gewährleistet ist (vgl. dazu 

Marx, Ausländer- und Asylrecht, a.a.O. § 7 Rdnr. 117 ff.). Kann dies - oder das Gegenteil -

nicht von vornherein hinreichend wahrscheinlich prognostiziert werden, kommt es darauf 

an, ob der Betroffene konkrete Tatsachen und Umstände bezeichnet, aus denen sich er-

gibt, dass er sich beim Staat bzw. den internationalen Organisationen vergeblich um 

Schutz bemüht hat oder unabhängig davon darlegt, dass diese generell dazu nicht willens 

oder in der Lage sind (vgl. Marx, Ausländer- und Asylrecht, a.a.O., § 7 Rdnr. 101 ff.; Duch-

row, ZAR 2004, 339,340).

Nach den dem Gericht vorliegenden Auskünften kann zwar nicht davon ausgegangen wer-

den, dass der burkinische Staat die Praxis der Zwangsbeschneidungen unterstützen, billi-

gen oder tatenlos hinnehmen würde. Den Erkenntnismittein ist vielmehr zu entnehmen,

dass er bemüht ist, diese Praxis zu unterbinden. Seit 1996 ist FGM in Burkina Faso ge-

setzlich verboten. Durch offensive Aufklärungsmaßnahmen habe (so das Auswärtige Amt

in seiner Auskunft vom 5.8.2006) der Prozentsatz der Mädchen, die bis zum Alter von 10
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Jahren Opfer von Genitalverstümmelung wurden, in Burkina Faso von 36% im Jahr 

1996 auf 20% im Jahr 2003 gesenkt werden können. Nach Einschätzung des Instituts 

für Afri-kakunde (vgl. Auskunft vom 14.2.2006) sind die staatlichen Maßnahmen zwar 

beachtens-wert, aber unzureichend für schnelle Erfolge. Personelle und finanzielle 

Ausstattung der zuständigen Organisationen seien eher mager. Wie oben bereits 

erwähnt, beschrieben Menschenrechtsexperten die Genitalverstümmelung trotz 

regionaler Teilerfolge vor Ort als persistentes Phänomen und sähen bei entsprechender 

familiärer Exposition auch heute kaum Chancen für unverheiratete Frauen, sich der 

Beschneidung zu entziehen. Aus alle-dem folgt, dass der burkinische Staat zwar generell 

willens ist, gegen die Genitalverstüm-melung vorzugehen und diese einzudämmen, 

jedoch letztlich insgesamt gesehen nicht in der Lage ist, einen effektiven Schutz im Sinne 

des § 60 Abs. 1 Satz 4 Buchst, c AufenthG zu bieten.

d) Der Klägerin stand vor ihrer Ausreise auch keine inländische Fluchtalternative zur Ver-

fügung. Sie hat, wie sich aus ihrem Vortrag ergibt, die ihr vernünftigerweise zur Verfügung 

stehenden Möglichkeiten regionalen Ausweichens ausgeschöpft. Dieses Ausweichen hat 

nicht zur Beseitigung der ihr drohenden Gefahr geführt. Deshalb könnte sie für ihre Wie-

dereinreise nur auf eine inländische Fluchtalternative verwiesen werden, wenn mit Wahr-

scheinlichkeit angenommen werden könnte, dass sie in anderen Landesteilen Burkina Fa-

sos nunmehr vor Verfolgung sicher wäre (vgl. BVerwG, Urt. v. 16.02.1993, NVwZ 1993, 

791). Davon kann aber nicht ausgegangen werden. Wenn sie sich nicht der Genitalver-

stümmelung unterwirft, kann die Gefahr ihrer sozialen und ökonomischen Ausgrenzung 

angesichts der dargestellten gesellschaftlichen Gegebenheiten auch an anderen Orten 

Burkina Fasos nicht hinreichend sicher ausgeschlossen werden. Das Institut für Afrika-

kunde zieht in seiner Auskunft vom 14.2.2006 stark in Zweifel, dass es einer jungen Frau 

gelingen kann, sich alleine und anonym in einem ihr fremden Landesteil eine Lebens-

grundlage zu schaffen. Ein solcher Versuch würde dazuhin außerhalb der Hauptstadt gro-

ßes Aufsehen erregen. Die Information würde sich rasch verbreiten und auch die suchen-

den männlichen Familienangehörigen erreichen. Diese Annahme wird auch durch den 

bisherigen von der Klägerin geschilderten Geschehensablauf untermauert. Im Übrigen 

dürfte für eine alleinstehende Burkinerin mit dem sozialen Hintergrund der Klägerin, die 

insbesondere auch keine Berufsausbildung genossen hat, die erhebliche Gefahr beste-

hen, ohne die Akzeptanz und Unterstützung ihrer Sippe ein Leben unterhalb des wirt-

schaftlichen Existenzminimums fristen zu müssen. Dem steht auch nicht die pauschale
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und für den konkreten Fall wenig ergiebige Beurteilung durch das Auswärtige Amt in sei-

ner Auskunft vom 15.8.2006 entgegen.

Danach sind Ziff. 2 und Ziff. 3 (§ 31 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 AsylVfG) des angefochtenen Be-

scheides zu Unrecht ergangen und daher aufzuheben.

3. Dies gilt gleichermaßen für die Ausreiseaufforderung und die Abschiebungsandrohung

(vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 25.2.1997 - A U S 3083/96 -).

Die Kostenentscheidung beruht auf § 155 Abs. 1 VwGO, § 83 b AsylVfG und entspre-

chender Anwendung von § 162 Abs. 3 VwGO. Es besteht keine Veranlassung, die außer-

gerichtlichen Kosten des Bundesbeauftragten für Asylangelegenheiten, der sich zum Ver-

fahren nicht geäußert hat, für erstattungsfähig zu erklären.

Rechtsmittelbelehrung:
Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie vom Verwaltungsgerichtshof Baden-
Württemberg zugelassen wird. Der Antrag auf Zulassung ist beim Verwaltungsgericht Sigmaringen innerhalb
von zwei Wochen nach Zustellung schriftlich zu stellen. Der Antrag muss spätestens am letzten Tag der Frist
bei Gericht eingehen.

Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die Gründe, aus denen die Beru-
fung zuzulassen ist, darzulegen. Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsatzliche
Bedeutung hat oder das Urteil von einer Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg,
des Bundesverwaltungsgerichts, des gemeinsamen Senats der Obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des
Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder ein in § 138 VwGO bezeichne-
ter Verfahrensmange! geltend gemacht wird und vorliegt.

Vor dem Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Beteiligte, soweit er einen Antrag stellt, durch einen
Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes
mit Befähigung zum Richteramt vertreten lassen. Das gilt auch für den Antrag auf Zulassung der Berufung.
Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Behörden können sich auch durch Beamte oder Angestell-
te mit der Befähigung zum Richteramt sowie Diplomjuristen im höheren Dienst vertreten lassen.

Anschriften des Verwaltungsgerichts:
Hausanschrift: Verwaltungsgericht Sigmaringen, Karlstraße 13, 72488 Sigmaringen
Postanschrift: Verwaltungsgericht Sigmaringen, Postfach 16 52, 72486 Sigmaringen.
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